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Bemerkungen über die Einbringung directer Steuern 
mit Berückſichtigung diesfälliger ausländiſcher Vor- 
ſchriften. 

Von Joſef Freiherrn von Bubna, k. k. Finanzconcipiſt. 
(Fortſetzung.) 


Obwohl dieſe Inſtitutionen manches Verwandte mit den dies 
fälligen Vorſchriften in England haben, wie der percepteur hier und 


der collector dort, der garnisair hier und der broker oder ſein broker's 


man dort — ſo hält es doch ſchwer, die vergleichenden Factoren 
für die engliſchen Verhältniſſe in der directen Beſteuerung zu finden 
und klar zu ſtellen, um ſo mehr als eine theoretiſche Auseinanderſetzung 
nicht in den Rahmen dieſes beſcheidenen Aufſatzes gehört. Zur praktiſchen 
Erörterung des vorliegenden kleinen Thema's dürfte jedoch der Hinweis 
genügen, daß vor Allem die Queen's Taxes von den Communal 
Rates als beſondere Gebiete der Reichs- und Gemeinde- oder Kreis— 
ſteuern im Gegenſatze zu unſerem Syſteme auseinanderzuhalten ſind, 
nach welchen letztere als Zuſchläge der erſteren eingehoben werden. Die 
Reichsſteuern theilen 5) ſich weſentlich in die Land Tax, Income Tax 
und die Assessed Taxes, die Communalſteuern aber zerfallen in die 
County Rate, Kreisgerichts- und Polizeiſteuer, die Borough Rate, 
Stadtgerichts- und Polizeiſteuer, die Highway Rate, Wegeſteuer für 
Stadt und Land, die Poor Rate, Haupt⸗Ortsgeme indeſteuer 
und in die Church Rate, Kirchenſteuer; dieſe Aufzählung iſt nun 
keineswegs erſchöpfend und zwar ſowohl rückſichtlich der Zahl, als auch 
der äußerſt zahlreichen verſchiedenen Zwecke derſelben; fo zählt bei- 


ſpielsweiſe Gneiſt 13 Einzelzwecke der County Rate auf, ohne die⸗ 
ſelben vollſtändig angeführt zu haben, da es deren über 40 giebt; auch 


) Dr. Rudolf Gueiſt. Selfgovernment, Communalverfaſſung und Ver⸗ 
waltungsgerichte in England. Berlin 1871. 


gehen die einzelnen Steuern ſehr ins Detail, wie etwa die Verpflich⸗ 
tung der Grafſchaft nach 48 Geo., III. c. 75, für die Beerdigung 
menſchlicher, von der See an das Ufer geworfene Leichen Sorge zu 


His wofür eine eigene Dead Rurial Rate angeordnet war. 


Die Sache ſtellt ſich jedoch für uns bald einfacher, wenn man 


bedenkt, daß die Poor Rate als Haupt⸗Ortsgemeindeſteuer, wie fie 


Gneiſt nennt, die Contributionsbaſis für die County Rate, Borough 
ate und Highway Rate iſt; überhaupt aber als die rechtliche Grund⸗ 
lage ſür die Beitragspflicht und de facto der Maßſtab der Erhebung 
für alle Communalſteuern erſcheint ). Eine Ausnahme bildet gegen- 
wärtig die Church Rate (Kirchenſteuer). Dieſelbe war insbeſondere bei 
den Diſſenters und unter ihnen am meiſten bei den Quäckern auf 
Widerſtand geſtoßen und hatte ſich ſogar eine Geſellſchaft „zur 
Befreiung der Religion von der Staats-Patronage und Controle“ gebildet, 
welche ein eigenes Bureau errichtete zur Berathung und Unterſtützung 
ſolcher, welche die Kirchenſteuer verweigern wollen. Näheres ſiehe 
Excırs. sub $ 20, Selfgovernment v. Gneiſt.) Mit dem Geſ. 31 
und 32 Vict. cap. 109 wurde die Zwangserhebung der Church 
| Rate aufgehoben und zwar laut $ 1, während $ 2 jene Church 
Rates ausnimmt, die wohl fo genannt, aber zu anderen weltlichen 
Zwecken verwendet werden; dieſe ſollten nunmehr als ſpecielle Steuern 
darzuſtellen ſein; von da ab war die Kirchenſteuer nicht mehr legale 
Zwangsſteuer, ſondern nur ein Syſtem freiwilliger Beiträge. Sehr 
bezeichnend für den Geiſt engliſcher Geſetzgebung iſt die im Geſetzes⸗ 
texte ſelbſt enthaltene kurze Motivirung, in welcher auf die oben 
angedeuteten Verhältuiſſe Bezug genommen wird ). 

Doch betrachten wir das Vorgehen bei der Einbringung ſelbſt: 
Die fällige Steuer wird durch Collectors von den Steuerſchuldigen 
mit Vorweiſung einer Demand-Note gefordert; zahlt letzterer nicht 
gleich, ſo kann der Collector ihn wiederholt mündlich mahnen, wenn 
er ſo will; doch genügt die erſte, die als ſolche, wenn die Zahlung 
vor Anwendung ſtrengerer Maßregeln erfolgt, keine Koſten nach ſich 
zieht; letztere kommen in der Regel nicht vor 3 Monaten nach 
Einforderung zur Durchführung. Solche Zahlungsaufforderungen ſind 
meiſt ſo eingerichtet, daß ſie couponartig aus dem Buche des Collectors 
gerißen werden; ſie ſind ferners mit Nummern verſehen und zwar 
ſo, daß die demſelben Contribuenten vorgewieſenen, ſeinen Namen 
und Adreſſe tragenden Noten verſchiedener Steuern dieſelbe 
Nummer haben. Die Note citirt außer dem Datum, unter welchem die 
Steuer „Geſetz“ wurde, auch den näheren Zweck derſelben und zwar 
betreffend die Zeit, wie etwa von Lady Day (Maria Verkündigung) 
bis Michaelmas 18—, oder für currente Ausgaben des Jahres 18 —, 
als auch rückſichtlich der meritoriſchen Verwendung. So iſt bei der 


6) Gneiſt. $ 21. Poor Rate. 

) Ueber Couſolidation der Communalſteuern, ſiehe Gneiſt, § 25. Auch 
Mohl, Geſchichte und Literatur der Staatswiſſenſchaſt. 1856, 2. Band, IX. Der 
öffentliche Haushalt. S. 104. 


Poor Rate angegeben der Percentſatz, welcher entfällt auf die eigentliche 
Poor Rate mit 8½ d. (pence), auf die Police Rate mit 2½ d., 
auf die County Rate mit 1 d. und auf Sundries (Diversen) mit 
1 d., zuſammen 1 S. 1 d. vom L. St. Außerdem iſt noch eine Rubrik 
für Rückſtäude offen gelaſſen. Auch bei der außer der Poor Rate zu 
zahlenden Gemeindeſteuer ſind in der Metropolis für Reinigung, 
Pflaſterung, Beleuchtung, ſanitäre und andere Zwecke 4 ½ d., für die Volks⸗ 
ſchulen in London 2½ d. vom L. St., zuſammen 7 d. angeſetzt; am Kopfe 
der Note ſteht der zu beſteuernde Geldwerth, ſo daß ſich der Contribuent 
über die richtige Vorſchreibung der Totalſumme auf die einfachſte 
Weiſe ſelbſt überzeugen kann. Schließlich iſt auch der Name des 
Collectors, ſeine Adreſſe und genau die Stunden angegeben, während 
welcher bei ihm Steuerbeträge eingezahlt werden können. 

Einer Eigenthümlichkeit begegnen wir in der Art der Einhebung 
der Steuer von dem Einkommen von Grund und Boden ſeitens des 
Eigenthümers nach dem berühmten Einkommenſteuergeſetze Englands, 
der Peel's Act vom 22. Juni 1842, Schedula A, wonach das 
Eigenthum aller Ländereien, Grundſtücke, Erbgüter und Erbgründe in 
Großbritannien jährlich mit der Summe von 7 Pence für je 20 Schil⸗ 
linge (ein Pfund) beftenert worden war. Folgend dem Grundſatze, das 
Einkommen womöglich an der Quelle, dort wo es entſteht, zu treffen, 
zahlt der Pächter, beziehungsweiſe Miether ſelbſt die Steuer von der 
Grundrente für den Grundherrn; zum Beiſpiele: bekanntlich iſt ein 
großer Theil Londous auf Privatgrund erbaut, welcher meiſt den 
erſten Familien des Landes eigenthümlich iſt. Der Miether eines 
auf ſolchen Grund erbauten Hauſes oder eines Theiles desſelben 
wird nun dieſe Income Tax nach Schedula A für den 
„landlord“ zugleich mit den andereu Queen’s Taxes: der Land Tax, 
Inhabited-House-Duty und Income Tax etwa nach Schedula B 
zahlen. Er erhält hiefür von dem Collector eine Quittung (receipt), 
worin der Erhalt des Betrages aller — in einer nebenſtehenden 
Rubrik ſpecialiſirter — Steuern, beſtätigt und weiteres bemerkt iſt, 
daß die sub Schedula A eingeſetzte Summe abzuziehen ift von dem 
nächſten nach dem Datum des receipt zu zahlenden Zinſe unter 
Vorweiſung dieſer ſelben Quittung, welcher Abzug bei Strafe von 
50 Pfund nicht zurückgewieſen werden darf. Die Zinsquittung hingegen 
iſt meiſt ſo eingerichtet, daß unter dem vollen, etwa halbjährigen Zinſe 
als Abzugspoſt die auf die Propenty Tax entfallende Summe 
ausgewieſen iſt, obwohl der Empfang des ganzen Zinsbetrages 
beſtätigt wird. 

Kann die Steuer durch den Collector nicht eingebracht werden, 
fo klagt der Ovenseer of the Poor oder der Surveyor of the High- 
ways — die diesfällig competente Magiſtratsperſon, ernannt und erwählt 
durch die Gemeindeverfammlung im Sinne des Geſ. 59. Geo. III c. 
12 § VII — bei dem Friedensrichter, u. z. einen oder mehrere Rück— 


ſtändner zugleich unter Anwendung der dem Geſetze 12. Vict. cap. 


XIV. (vom 11. Mai 1849) angefügten Formeln, in welchen der 


Friedensrichter gebeten wird, weil der oder die Betreffenden die Zah⸗ 


lung der Steuer weigerten, den oder dieſe vorzuladen, damit ſie die 
Urſache nachweiſen, weshalb die Zahlung verweigert wurde. Natürlich 
iſt die Summe der ſchuldigen Steuern, u. z. bei mehreren Contri— 
buenten tabellenweiſe (die laufende Steuer, die Rückſtände und die 
Totalſummen in verſchiedenen Rubriken) angegeben. 

Ueber dieſe ſpecielle oder collective Klage wird jeder einzelne 
durch Summon- verſtändigt und zugleich aufgefordert, zur beſtimmten 
Zeit und Stunde vor zwei Friedensrichtern zu erſcheinen, widrigenfalls 
auch bei ſeiner Abwefenheit nach dem Geſetze vorgegangen würde. Für 
die Zuſtellung dieſes Summons durch den Conſtable entfällt 1 Schil⸗ 
ling (per Meile ein Three-Pence mehr). Die Koſten für die Erlan⸗ 
gung des Summons durch den Overseer beſtimmt, bezw. beſtätigt der 
Friedensrichter. Wird die Schuld ſammt den genannten Koſten vor dem 
Tage entrichtet, an welchem dieſer Zuſchrift Folge zu leiſten iſt, unter⸗ 
bleibt jeder weitere Schritt. 

Führt dieſes Vorgehen nicht zum Ziele, wird etwa 14 Tage 
nach Abhaltung des Termines, wobei ſich auch nach $ W des letzteitirten 


Geſ. der Conſtable einfinden muß, um eventuell für die Zuſtellung des 


Summons Beweis zu machen (wenn dem Reſtanten keine Friſt gewährt 
wurde) der Warrant of distress, „der Pfändungsauftrag“, ausgeſtellt 


a 


8) Dieſelben muſſen aber durch zwei Friedensrichter in ihrem Amte 
beſtätigt werden. 
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und durch zwei Friedensrichter unterſertigt; derſelbe enthält eine kurze 
Darſtellung des Sachverhaltes und gründet ſich auf die eid liche 
Verſicherung, daß die in Rede ſtehende Steuer in dem Kirchſpiele, der 
Gemeinde (Parish) 9) gehörig ausgeſchrieben, vorgeſchrieben und ver⸗ 
öffentlicht wurde 10) und daß in und mit dieſer Steuer der N. N. in 
dem Betrage von L. St. beſteuert und dieſe Summe gehörig von ihm 
eingefordert wurde; aus Mangel einer genügenden Urſache der Nicht 
zahlung wird die Pfändung angeordnet und der Overseer — an den 
dieſer Auftrag gerichtet iſt, beordert, die gepfändeten Mobilien zu ver⸗ 
kaufen; u. z. ordnet das Geſ. 27 Geo. II. cap. XX vom 10. No⸗ 
vember 1747 an, daß keine geringere Zeit als 4 Tage, und nicht 
mehr als 8 Tage zwiſchen Pfändung und Verkauf verſtreichon darf und 
daß laut § 2 die Executionskoſten zuerſt vom Erlöſe in Abzug zu 
kommen haben. 

Auch hier beſtehen zwei fixe Formeln für einen und mehrere 
Steuerzahler, da nach § III des Gef. 12 Vict. c. 14. Ein Pfän⸗ 


dungsauftrag gegen jede Zahl von ſolchen Perſonen ausgeſtellt wer⸗ 


den kann. 

Zu erwähnen war noch das Einlegerſyſtem im broker und bro- 
ker's man (man in possession). Durch das Gef. 57 Geo. III cap. 
93 (10. Juli 1817) wurden ſür die Pfändung 3 Sh. für den „man 


in possess on“ außer der Verköſtigung, für den Tag 2 Sh., feſt⸗ 
geſetzt, für die Schätzung, ob durch einen oder mehrere roker ein six- 
pence vom Pfund des Werthes der geſchätzten Sachen, für den Ver— 
kauf, die Commiſſion ze. 1 Sh. vom Pfund des Reinertrages des 
Verkaufes u. ſ. f. Dieſes Geſetz galt urſprünglich nur für Mie thzinſe 
unter 20 L. St., wurde aber durch das Geſ. 7 und 8 Geo. IV. cap. 
17 (von 28. Mai 1827) auf Pfändungen bezüglich aller anderen 
Steuern ausgedehnt, wenn die einzubringende Summe 20 L. St. 
nicht überſteigt. 

| War die angeordnete Pfändung wegen Mangel an Pfandobjecten 
nicht möglich, jo wurde nach $ III des Geſ. 43, Elizab. cap. II. 
(vom 19. December 1601) die Perſonalhaft verhängt und der Schuldner 
in das Gefängniß der Grafſchaft geführt, und wenn er nicht arbeiten 
wollte, in das Correctionshaus. 

Dieſe geſetzliche Beſtimmung wurde modificirt durch das Gef. 
12, Viet. cap. 14 inſoweit, daß jede Perſon, welche durch drei 
Monate im Gefangenhauſe war, nach Ablauf dieſer Zeit auch dann 
zu entlaſſen iſt, wenn die Schuld nicht bezahlt wurde; es ſind alſo 
die Friedensrichter, und zwar „je zwei“, ermächtigt, einen Haftbefehl 
— warrant of commitment — wegen Mangels an Pfandobjecten 
(in default of distress) nach der, dem obigen Geſetze beigefügten 
Formel (in Sched. “.) zu erlaſſen; aber unter keiner Bedingung 
kann ein ſolcher Warrant gegen mehrere Perſonen ausgeſtellt werden. 
Dieſer Haftbefehl iſt an den Ovenſeer, Conſtable oder ſonſt einen Friedens- 
beamten und an den Gefängnißleiter gerichtet und in derſelben Weiſe, 
wie der warrant of distress (Pfändungsbefehl) abgefaßt; jedoch wird 
zum Schluſſe auf Grund des negativen Pfändungsreſultates die Ueber⸗ 
führung des Reſtanten in Haft angeordnet, unter gleichzeitiger Ueber— 
mittlung eines „Precept“ an den Leiter oder Wärter des Geſängniſſes, 
welches zugleich deſſen Rechtfertigung enthält. Die Entlaſſung erfolgt 
nur dann vor drei Monate, wenn die ganze Summe ſammt allen 
erwachſenen Koſten früher gezahlt wird. 
| Der Haftbefehl kann auch wegen Nichtzahlung der Koften und 
Ausgaben behufs Erlangung eines Pfändungsbefehles und der Pfändung 
ſelbſt ertheilt werden und in ſich enthalten jene Gebühren, welche für 
die Begleitung der Partei in das Gefängniß entfallen. 

Dieſes wirklich ganz abnorm ſtrenge Vorgehen in Gewährung 
der Perſonalhaft ſcheint erſt in der jüngſten Zeit auf das richtige 
Maß zurückgeführt worden zu ſein durch ein neues Geſetz, wonach von 
nun ab die Steuern wie civilidebts (Privatſchulden) zu betrachten ſeien 
| und obwohl ein Zahlungsbeſehl zur Einbringung ertheilt werden könne, 


1 


ö ) Das Geſ. 15 und 16, Viet. c. 81 vom 30. Juni 1852, betreffend die 
Vorſchreibung und Einhebung der County Rate definirt „Parish“ als: Stadt⸗ 
gebiet, Gemeinde oder Ort, wo die Armen ſelbſtſtändig erhalten werden, oder 
als irgend ein Theil derſelben, für welchen eine beſondere Armenſteuer vor⸗ 
geſchrieben ſei. - 

10) Wie wir ſehen, entſcheidet hier der Gerichtshof auch über die ſtreitige 
„Verfaſſungsmäßigkeit“ der Steuer. Siehe u. A. das preußiſche Geſetz 
vom 24. Mai 1861, betreffend die Erweiterung des Rechtsweges. Auch Gneiſt. 
Der Rechtsſtaat und die Verwaltungsgerichte in Deutſchland. 1879. 
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ſo würde kein Haftbefehl erlaſſen werden, es ſei denn, daß in der 
richterlichen Vorladung dargethan wurde, daß der Schuldner Zahlungs⸗ 
mittel beſitze. 

Hiernach iſt alſo die Perſonalhaft blos auf den Fall reducitt, 
wo bei vorhandener Zahlungsfähigkeit der Wille der Zahlung 
ſehlt. Dieſe hier angeführte Modiſication dürfte aus einer Verhand— 
lung reſultiren, welche jüngſt in London an einer der Police-Courts 
(Now-Street) ſtattfand 11) 


(Schluß folgt.) 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Sie Vermittlun des Verſchleißes und die Verfrachtung von 
ohlen find hin ichtlich der Anmeldung nach dem Gewerbegeſetze 
wohl zu unterſcheiden. 

0 Die Generaldirection der ungariſchen Weſtbahn wurde unter 
Anderen auch von der Bezirkshauptmannſchaft Weiz unterm 23. Sep⸗ 
tember 1878, 3. 8476, aufgefordert, die gewerbliche Anmeldung des 
auf ihren Bahnhöfen betriebenen Verſchleißes von Köflacher Kohle zu 

erſtatten und den Gewerbeſchein zu löſen. 

Die ſteiermärkiſche Statthalterei hat im Recurswege dieſe Ent— 
ſcheidung unterm 3. März 1879, 3. 3032, beſtätigt; fie ließ ſich hie- 
bei von der Erwägung leiten, daß der fragliche Kohlenverſchleiß auf 
dem gegenſeitigen Intereſſe der ungariſchen Weſtbahn und der Graz— 
Köflacher Eiſenbahn- und Bergbaugeſellſchaft beruhe, und daß der 
Gewinn, welcher beim Verſchleiße durch einzelne Private ſonſt dieſen 
zufiele, beim Vermittlungsgeſchäſte, wenn auch in geringerem Maße, der 
Eiſenbahngeſellſchaft zu Gute käme; wenn auch für die ungariſche Weft- 
bahn bei dem Kohlenverſchleiße der Hauptgewinn in der ver— 
mehrten Frachteneinnahme liege, ſo mache ſie doch zu dem von der 
Producentin, der Graz⸗Köflacher Geſellſchaft beſtimmten Verkaufspreiſe 
noch einen Zuſchlag für Arbeitsleiſtung, Abwage, Auflaſſung der Nach— 
nahmsproviſionen ꝛc., welchen ein Frachtführer nach den Beſtimmungen 
des Handelsgeſetzes nicht verrechnen kann. Die ungar. Weſtbahn betreibe 
alſo bei dieſem Kohlenverſchleiße nebſt dem Frachtgeſchäfte noch ein 
anderes gewinnbringendes Unternehmen, welches im Sinne des Handels— 
geſetzbuches vom 17. December 1862, Artikel 271, Aliena 1 ein 
beſonderes Handelsgeſchäft, und daher nach S 18 der Gewerbeordnung 
anzumelden ſei. 

In dem gegen dieſe Entſcheidung eingebrachten Recurſe wird 
beſonders der Umſtand hervorgehoben, daß der fragliche Kohlenverſchleiß 
kein ſelbſtſtändiger Handel ſei, ſondern daß die ungariſche Weſtbahn 
lediglich für die Graz⸗Köflacher Eiſenbahn- und Bergbaugeſellſchaft als 
Producentin den Steinkohlenverkehr mit den einzelnen Conſumenten ver— 
mittle, ſomit nur als Agent und Namens der genannten Geſellſchaft in 
dem ſchon von derſelben verſteuerten Kohlenhaudel fungire. 

Laut Erlaſſes vom 10. Februar 1880, 3. 15.047, hat das 
Miniſterium des Innern nach gepflogenem Einvernehmen mit dem 
Handelsminiſterium den Recurs der ungariſchen Weſtbahn gegen die 
obige Entſcheidung zurückgewieſen, nachdem dieſelbe in den Beftimmun- 
gen der Art. 271 und 272 des Handelsgeſetzbuches, ſowie des Sal 
der Gewerbeordnung begründet erſcheint. M. R. 


Die Ausübung der Praxis der in ungarn diplomirten Aerzte, 
Wundarzte und Thierärzte in den im Neichsrathe vertretenen 
Königreichen und Ländern. 

Mit der a. h. Entſchließung vom 30. November 1869 (kund⸗ 
gemacht mit dem Miniſterialerlaſſe vom 15. December 1869, R. G. 
Bl. Nr. 184) wurde die Gleichſtellung der an den Univerſitäten Graz, 
Krakau, Innsbruck und Peſt graduirten Doctoren der Medicin mit 
denen der Wiener Univerſität hinſichtlich der Berechtigung zue Aus— 
übung der Praxis in Wien und in Conſequenz deſſen die Aufhebung 
des früherhin als Bedingung der Zulaſſung zur Praxis in Wien vor— 
geſchrieben geweſenen Repetitionsactes genehmigt. 

Bei dem gegenwärtigen Stande der Geſetzgebung berechtigt daher 
ein an der Budapeſter Univerſität erworbenes Diplom eines Doctors 


1) Wenn ich nicht irre, enthalten in den „Times“ vom 2. Janner 1880. ; 


der Medizin auch zur Praxis in den im Reichsrathe vertretenen König⸗ 
reichen und Ländern, ohne daß von den nach Ungarn zuſtändigen Buda⸗ 
peſter Doctoren der Nachweis der erworbenen öſterreichiſchen Staats⸗ 
bürgerſchaft zu liefern iſt. 

Die an den ungariſchen Lehranſtalten gebildeten Wundärzte, 
welche ſich mit einem vor dem Jahre 1877 erworbenen Diplome aus- 
weiſen, können behufs Ausübung ihrer Praxis in den im Reichsrathe 
vertretenen Königreichen und Ländern chirurgiſche Gewerbe unter den⸗ 
jenigen Vorausſetzungen erlangen, welche für die an öſterreichiſchen 
Lehranſtalten gebildeten Wundärzte gelten. 

Dabei wird bemerkt, daß auch in Ungarn die Chirurgenſchulen, 
u. z. im Jahre 1872 aufgehoben worden ſind, und daß im Sinne des 
Geſetzes vom 17. Februar 1873, R. G. Bl. Nr. 25, nur vor dem 
Jahre 1876 ausgeſtellte wundärztliche Diplome in den öſterr. Ländern 
anerkannt werden können. 

In Betreff der an der Bndapeſter Veterinäranſtalt nach dem 
Studienplane vom Jahre 1875 diplomirten Thierärzte hat das Miniſterium 
des Innern laut des Erlaſſes vom 5. October 1877, 3. 14.028, im 
Einvernehmen mit dem Miniſterium für Cultus und Unterricht geſtattet, 
daß dieſe Thierärzte, wenn ſie ſich in den im Reichsrathe vertretenen 
Königreichen und Ländern niederlaſſen und hier das Staatsbürgerrecht 
erwerben, ihre Praxis daſelbſt ungeſtört ausüben können. N 


Geſetze und Verordnungen. 
1879. IV. Quartal. 


Geſetz⸗ und Verordnungsblatt für die gefürſtete Grafſchaft Tirol 
ımd das Land Vorarlberg. 
IX. Stück. Ausgeg. am 31. December. 

56. Kundmachung des k. k. Statthalters vom 7. December 1879 (Z. 19.697 
— Gewerbe), betreffend die Berechtigung der Aichämter in Salurn, Tramin, 
Kaltern und Girlan zur Aichung der ſogenannten Zummen oder Congiali. 

57. Verordnung des k. k. Statthalters vom 10. December 1879 (3. 19.935 
— Sanität), betreffend die Bemeſſung der täglichen Verpflegsgebühren in den 
allgemeinen öffentlichen Krankenanſtalten Tirols und in der Landesgebäranſtalt 
zu Innsbruck für das Jahr 1880. 

58. Kundmachung des k. k. Statthalters vom 24. December 1879 
(3. 20.670 — Bau), betreffend die Beſtimmung des Zeitpunktes für den Beginn 
der Arbeiten der Etſchregulirung von der Paſſermündung bis Sacce. 

59. Kundmachung des k. k. Statthalters vom 25. December 1879 
(3. 20.785 — Militär), betreffend die Vergütung für die Verpflegung der Militär⸗ 
mannſchaft auf dem Durchzuge für das Jahr 1880. 


Landes⸗Geſetz- und Verordnungsblatt für Dalmatien. 
XIX. Stück. Ausgeg. am 5. October. 

69. Kundmachung der k. k. Finanz⸗Landesdirection vom 6. September 
1879, 3. 744. pr., betreffend die Verſetzung des Sitzes des niederen Zollamtes 
II. Claſſe und der mit demſelben vereinigten Hafen⸗Sanitätſeeagentie von S. Gior⸗ 
gio nach Gradac und der Zoll-Sanitätsexpoſitur von Drvenik nach S. Giorgio. 

70. Kundmachung der k. k. dalmatiniſchen Statthalterei vom 23. Septem⸗ 
tember 1879, 8. 12.014, betreffend die Einhebung der Zuſchläge zu den directen 
Steuern in den Fractionen Radovic, Gjurasevic, Goſic, Milovie, Bogisie und 
Nikovic der Gemeinde Krtole. 


Landes⸗Geſetzblatt für das Königreich Böhmen. 
XI. Stück. Ausgeg. am 6. October. 
37. Kundmachung des k. k. Statthalters für Böhmen vom 31. Auguft 
1879, 3. 23.240, betreffend die Verpflegung der Schüblinge und Beiſtellung der 
Schubsfuhren, ferner die Verpflegung, Bekleidung und Unterſtützung der mit 
Zwangspaß heimgewieſenen Individuen. 
XII. Stück. Ausgeg. am 18. October. 
38. Kundmachung des k. k. Statthalters für Böhmen vom 11. September 
1879, Z. 55.344, betreffend die Ergänzung der verlautbarten Bemauthungsbewilli⸗ 


gung für die Elbebrücke bei Elbekoſteletz. 
39. Kundmachung des k. k. Statthalters für Böhmen vom 17. September 


1879, 3. 39.437, womit eine Beſchränkung des fr in Verkaufes der Blanquette 
von Heimatſcheinen ausgeſprochen wird. 

40. Kundmachung des k. k. Landesſchulrathes für Böhmen vom 31. Auguſt 
1879, 3. 19.248, betreffend eine Abänderung der im Landes-⸗Geſetzblatte 1873, 


Stück XXV., Nr. 70, kundgemachten Einiheilung des Königreiches Böhmen in 


Schulbezirke. 

41. Kundmachung des k. k. Statthalters für Böhmen vom 23. September 
1879, 8. 57.130, betreff nd die Ermächtigung des k. k. Aichamtes in Pilſen zur 
Vornahme der Aichung von Präciſionswagen und Gewichten. 

42. Kundmachung des k. k. Statthalters für Böhmen vom 3. October 
1879, Z. 59.884, betreffend die Erhebung der Ortſchaft Pecek zu einem Marktflecken. 

43. Kundmachung des k. k. Statthalters für Böhmen vom 3. October 
1879, Z. 60.398, betreffend die Erhebung des Ortes „königliche Weinberge“ 
zur Stadt. 

XIII. Stuck. Ausgeg. am 13. November. 
44. Kundmachung des k. k. Statthalters für Böhmen vom 16. October 


1879, 3. 54.613, betreffend die Verordnung des k. k. Miniſteriums des Innern 


einvernehmlich mit dem k. k. Ackerbau⸗, Handels⸗ und Finanzminiſterium vom 
27. Auguſt 1879, Z. 4386-M. J., bezüglich der Ertheilung von Bewilligungen 
von Waſſerüberfuhren und des Vorganges bei Genehmigung der Ueberfuhrs⸗ 
Gebührentarife. 

45. Kundmachung des k. k. Statthalters für Böhmen vom 19. October 
1879, 3. 63.731, betreffend die Bemauthung der neuen Elbebrücke in Kolin. 


(Fortſetzung folgt.) 


Erlaß des k. k. Miniſteriums des Innern an fümmtliche Landeschefs vom 

6. October 1879, J. 9397, betreffend die Herſtellung eines gleichmäßigen Vor— 

ganges hinſichtlich der Evidenthaltung der außerhalb des Staatsgebietes ſtatt— 
findenden Geburten öſterreichiſcher Staatsangehöriger. 


Um in den Fällen der Evidenzhaltung für die außerhalb des Gebietes 
der im Reichsrathe vertretenen Königreiche und Länder ſtattfindenden Geburten 
öſterreichiſcher Staatsangehöriger einen gleichmäßigen Vorgang herzuſtellen, findet 
das Miniſterium des Innern im Einvernehmen mit dem k. k. Miniſterium für 
Cultus und Unterricht und mit dem k. k. Juſtizminiſterium anzuordnen, daß 
die von auswärtigen Matrikenführern ausgeſtellten, und in dem Hochdenſelben 
unterſtehenden Verwaltungsgebiete einlangenden Geburtsſcheine für öſterreichiſche 
Staatsangehörige, inſoferne der Heimatsort des ehelichen Vaters, beziehungsweiſe 
der unehelichen Mutter des Kindes ſür welches der Geburtsſchein ausgefertigt 
iſt, näher bezeichnet oder bekannt iſt, ſofort dem betreffenden, für dieſen Hei⸗ 
matsort beſtellten Matrikenführer zu übermitteln ſind. Von Seite dieſes Matriken⸗ 
führers ſind die bezeichneten Geburtsſcheine in ein beſonderes Heft einzulegen 
dieſes Heft bei den Geburtsmatriken aufzubewahren, und die eingelegten Geburts⸗ 
ſcheine in einem zu dieſem Hefte zu führenden und bei demſelben aufzubewah— 
renden alphabetiſchen Indexe zur leichteren Auffindung bei Ertheilung von Aus⸗ 
künften oder Abſchriften zu verzeichnen. 


Iſt der oberwähnte Heimatsort nicht näher bezeichnet, oder überhaupt 


unbekannt, jo hat vorerſt die Sicherſtellung diefes Heimatsortes im ämtlichen 
Wege behufs Einleitung der vorgezeichneten Amtshandlung von Seite des Matriken⸗ 
führers ſtattzufinden. 

Von dieſer Anordnung ſind die unterſtehenden Behörden, Matrikenführer 
und Gemeinden im geeigneten Wege und zwar die geiſtlichen Matrikenführer 
im Wege der vorgeſetzten Kirchenbehörden zu verſtändigen, und werden Hoch— 
dieſelben erſucht, die genaue Einhaltung dieſer Anordnung überwachen zu laſſen 
und ſich davon bei entſprechenden Anläfſen die Ueberzeugung zu verſchaffen. 


10 


Erlaß des k. k. Miniſteriums des Innern vom 14. October 1879. 3. 14.902, 

betreffend die Entlaſtung der Spar- und Creditanſtalten von der Pflicht der 

individuellen Nachweiſung jener Satzeapitalien, deren Zinſen der Einkommen— 

ſteuerbemeſſung nicht unterliegen, gegen dem, daß von den fraglichen Anſtalten 

jene Durleheuseapitalien, welche keine Hypothekarcapttalten ſind, in Zukunft in 
der Bilanz getrennt ausgewieſen werden. 


Auf Grund der SS 2 und 13 des Einkommenſteuer⸗Patentes vom 29. October 


1849 unterliegen die Zinſen der auf ſteuerfreie Realitäten elocirten Satzcapitalien. 
ſowie derjenigen Darlehenscapitalien, welche ohne hypothekariſche Sicherſtellung 


an andere als handels- oder gewerbetreibende Perſonen dargeliehen worden 
ſind, der Einkommenſteuerentrichtung Seitens des bezugsberechtigten Glaubigers, 
während die auf ſteuerpflichtige Hypotheken elocirten Satzeapitalien, beziehungs⸗ 
weiſe deren Zinſen in Folge des Steuerabzugsrechtes des Schuldners einer 
ſtaatlichen Beſteuerung auf Grundlage von Bekenntniſſen nicht mehr unterliegen. 

Bisher wurden die Sparcaſſen, Spar- und Vorſchußvereine, Hypotheken⸗ 
banken, Bodencreditinſtitute, Verſicherungsanſtalten und theilweiſe zur öffentlichen 
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Rechnungslegung verpflichtete Auſtalten, welche Darlehen dieſer Art in großem 
Umfange zu geben pflegen, von der Finanzverwaltung verhalten, nicht allein 
die auf ſteuerfreie Realitäten elocirten und ſomit einkommenſtenerpflichtigen Satz⸗ 
capitalien, ſondern zum Zwecke der Controle auch die auf ſteuerpflichtige Hypo⸗ 
theken dargeliehenen Capitalien individuell nachzuweiſen. 

Bei der Ueberprüſung dieſer Nachweiſungen ſtellt es ich zufolge Mit- 
theilung des k. k. Finanzminiſteriums vom 29. September l. J., 8. 18.308, 
häufig heraus, daß Anſtalten der bezeichneten Art, muthmaßlich auf Grund einer 
irrthümlichen Anſchauung, auch ſolche meiſt an Gemeinden und Corporationen 
dargeliehene Capitalien unter die Hypothekarcapitalien einzureihen pflegen, welche 
factiſch gar keine hypothekariſche Sicherſtellung genießen. 

Die Zinſen ſolcher Capitalien ſind nach dem Eingangs Geſagten von 
dem Bezugsberechtigten zur Einkommenſteuerbemeſſung einzubekennen, erſcheinen 
jedoch ſelbſtverſtändlich nicht in der Nachweiſung der einkommenſteuerpflichtigen, 
d. i. der auf ſteuerfreie Realitäten elocirten Hypothekarcapitalien, und ihre 
Heranziehung zur Steuerpflicht war bisher nur durch eine ſorgfältige Ueber⸗ 
prüfung der individuellen Nachweiſung über ſämmtliche Hypothekarcapitalien, 
unter welche dieſelben fälſchlich gereiht wurden, möglich. 

Da indeß die ausſchließlich den Zwecken der Controle dienende indi 
viduelle Nachweiſung der auf grund- und gebäudeſteuerpflichtige Realitäten 
elocirten Satzeapitalien, deren Zinſen jomit einer Fatirungspflicht und Einfommen- 
ſteuerbemeſſung nicht mehr unterliegen, für Anſtalten von bedeutenderem Geſchäfts⸗ 
umfange mit einer außerordentlichen Mühewaltun; verbunden iſt, hat das 
k. k. Finanzminiſterium in Folge mehrfacher in dieſer Richtung an dasſelbe 
geſtellter Anſuchen mit der oben erwähnten Note vom 29. v. M. ſeine Geneigt⸗ 
heit ausgeſprochen, in Zukunft die Anſtalten hievon zu entlaſten, ſobald andere 
Bürgſchaften dafür geboten erſcheinen, daß Darlehenscapitalien, die keine Hypothekar⸗ 
capitalien ſind, künftig nicht mehr in den Rechnungsausweiſen unter die Letzteren 
eingereiht und auf dieſe Weiſe der Steuerpflicht entzogen werden. 

Ueber das bezügliche Erſuchen des k. k. Finanzminiſteriums wird die 
k. k. Statthalterei aufgefordert, zu dieſem Zwecke ſämmtliche l. f. Commiſſäre, 
welche an Anſtalten der bezeichneten Art functioniren, zur entſprechenden Ein 
flußnahme und genauen Ueberwachung darüber anzuweiſen, daß Darlehen ohne 
grundbücherliche Verſicherung und namentlich auch an Gemeinden, Corporationen 
2c. gegebene Darlehen ſolcher Art, in Zukunft in der Bilanz getrennt von den 
Hypothekarcopitalien ausgewieſen und zur Einkommenbeſteuerung einbekannt 
werden. 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben den mit Titel und Charakter eines Oberſinauz⸗ 
rathes bekleideten Finanzrath und Leiter der dalmatiniſchen Finanzprocuratur 
Dr. Anton Verdin zum Oberfinanzrathe und Finanzprocurator in Zara ernannt. 

Seine Majeſtät haben die Errichtung eines effectiven Conſulates in Kiew, 
ſowie die Berufung des derzeit in Philippopel verwendeten Conſuls Johann Eing ria 

zur Leitung desſelben genehmigt. 

Seine Majeſtät haben dem als Präſidialſecretär in Verwendung ſtehenden 
Miniſterial⸗Viceſecretär im Miniſterium für Eultus und Unterricht Dr. Paul 
Gautſch v. Frankenthurn das Ritterkreuz des Franz Joſef⸗Ordens verliehen. 

Seine Majeſtät haben die Errichtung eines Honorar⸗Conſulates in Sevilla 

genehmigt und den Banquier Don Joſe Lamarque de Novoa zum unbeſoldeten 
Conſul daſelbſt ernannt. Pr 
Seine Majeftät haben „dem Hilfsämterdirector des Fin anzminiſteriums 
Moriz Seegner anläßlich deſſen Penſionirung den Titel eines kaiſerlichen Rathes 
verliehen. 
. Seine Majeſtät haben dem Telegraphenamts⸗Official und Amtsleiter Erwin 
Dorrer in Feldkirch den Titel und Charakter eines Telegraphenamts⸗Verwalters 
verliehen. 
| ; Seine Majeſtät haben dem Offi ial der Univerſitätskanzlei in Graz Alois 
art das goldene Verdienſtkreuz verliehen. 
Der Finanzminiſter hat den Hilfsämter⸗Direcrionsadjuncten Georg Werndle 
zum Hilfsämter⸗Director des Fina zminiſteriums ernannt. 

Der Handelsminiſter hat den Poſtverwalter Eduard Alſcher in Bielitz 

zum Oberpoſtcontrolor in Brünn ernannt. 


Lienh 


Erledigungen. 


Bezirksthierarztenſtelle für Niederöſterreich mit dem Amtsſitze in Miſtel⸗ 
bach mit der n unten Rangsclaſſe, Reiſepauſchale ꝛc., bis 10. März. (Amtsbl. 
Nr. 40.) 

Bauadjunctenſtelle für den Staatsbaudienſt im Herzogthum Salzburg in 
der zehnten Rangsclaſſe, bis 15. März. (Amtsbl. Nr. 40.) 

Landesſanitätsreferentenſtelle bei der mähriſchen Statthalterei mit der 
ſechſten Rangsclaſſe, bis Ende März. (Amtsbl. Nr. 41.) i 

Bezirksthierarztenſtellen mit der eilften Rangsclaſſe, in Parenzo u Volosca 
| in Iſtrien, bis 15. März. (Amtsbl. Nr. 42. 


Für den Druck verantwortlich C. Gruß. 


